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Zusammenfassende Erklärung 
 
Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP) 
Änderung 8c: „Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg“ 
 
 
Anlass/ Ziel  
Der Änderungsbereich 8c „Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg“ liegt im 
südlichen Stadtgebiet in den Gemarkungen Gibitzenhof und Gleißhammer und grenzt unmittelbar 
an den Änderungsbereich 8b an, dieser wiederum südlich an die Innenstadt. Er hat eine Größe von 
ca. 39,40 ha und bildet den südlichen und südwestlichen Teil des ca. 90,00 ha großen Gesamtare-
als. Der Änderungsbereich wird im Norden durch das Modul II (FNP-Änderung 8b), im Osten durch 
die Münchener Straße, im Süden durch die Dr.-Luise-Herzberg Straße und im Westen durch das 
Modul I (FNP-Änderung 8a) begrenzt.  
Das Gesamtareal des ehemaligen Nürnberger Südbahnhofs ist weitestgehend eben. An den Gren-
zen zu umliegenden Gebieten (wie Hasenbuck im Nordwesten oder zu den Bahndämmen) sind Hö-
henunterschiede vorhanden. Insgesamt ist ein leichtes Gefälle von Nordwest nach Südost erkenn-
bar. Der westliche Teil des Areals, der sog. Annex, wird derzeit noch -zeitlich befristet- gewerblich 
genutzt. Der dort ansässige Betrieb besitzt einen Pachtvertrag mit befristeter Laufzeit. Hier befindet 
sich ein Logistikbetrieb für den Umschlag von fabrikneuen Kfzs. 
Der Freistaat Bayern beginnt derzeit an der Dr.-Luise-Herzberg Straße mit der Bebauung des Are-
als. Es entstehen zwei Interimsgebäuden für die Technische Universität Nürnberg (UTN) bzw. der 
Technischen Hochschule Nürnberg (THN) (in Kooperation mit der UTN), welche nach § 34 BauGB 
genehmigt wurden. Der Großteil des Areals ist ungenutzt und liegt derzeit brach. 
Weiterhin befindet sich im Änderungsbereich eine Kleingartenanlage an der Nerzstraße. Östlich liegt 
das Grundstück mit der Flurnummer 466/451, Gemarkung Gibitzenhof, welches sich nicht im Eigen-
tum der Stadt Nürnberg oder des Freistaates Bayern befindet.  
Die Erschließung des Gebietes von Osten erfolgt derzeit über den Knotenpunkt Flachweiher an der 
nördlichen Grenze des Geltungsbereiches sowie der neu gebauten Dr.-Luise-Herzberg-Straße im 
Süden des Areals. Vom Westen ist eine Zufahrt über die Nerzstraße möglich. Um quartiersfremden 
Verkehr aus dem Gebiet zu halten, ist und bleibt eine Durchfahrung für den Kfz-Verkehr nicht mög-
lich. 
 
Planung/ Standortalternativen Für eine Hochschulentwicklung in Nürnberg wurden verschiedene 
Flächen im Stadtgebiet eingehend geprüft und bewertet. Entsprechend der Anforderungen der Bay-
erischen Staatsregierung wurde ein Standort gesucht, der flächenmäßig ausreichend groß und lang-
fristig entwicklungsfähig erscheint. Außerdem soll der Standort eine sehr gute verkehrliche Anbin-
dung (ÖPNV und MIV) besitzen sowie die Einbindung der Hochschule in ein urbanes Umfeld ermög-
lichen. Für eine Entwicklung sollen die Grundstücke perspektivisch verfügbar sein. In den Fokus ge-
rieten u.a. Flächen im Bereich Boxdorf, Großgründlach und entlang der Erlanger Straße. Aufgrund 
der sehr heterogenen, kleinteiligen – fast ausschließlich privaten – Eigentumsverhältnisse im Zusam-
menhang mit den bedeutenden landwirtschaftlichen Nutzungen lässt sich hier ein ausbaufähiger Uni-
versitätsstandort nur schwer entwickeln. Auch eine Erschließung mit dem ÖPNV ist an diesen Stand-
orten nicht gegeben. In Bezug auf die innenstadtnahen Flächen im Stadtteil Gostenhof wäre der zur 
Verfügung stehende Bereich räumlich zu klein. 
 
Dagegen erweist sich das Areal des ehemaligen Südbahnhofs als ausreichend groß und ausbaufä-
hig. Die Verlängerung der Straßenbahnlinie 7 in das Gebiet sowie die Nähe zu den U-Bahn-Halte-
stellen „Hasenbuck“ und „Bauernfeindstraße“ sowie die Anbindung an die Münchener Straße als 
Hauptverkehrsstraße gewährleisten eine hervorragende verkehrliche Anbindung. Die Einbindung in 
ein urbanes Umfeld als auch die Nähe zu gewerblichen Standorten bieten Möglichkeiten des Austau-
sches von Forschung, Lehre und Anwendungspraxis.  
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Das Ergebnis des Standortvergleiches sieht somit im neuen Stadtteil „Lichtenreuth“ die einmalige 
Chance zur Verwirklichung eines ausbaufähigen, lebendigen und vielseitigen Hochschulstandortes.  
 
Berücksichtigung Umweltbelange 
Im Rahmen der gem. § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) erforderlichen Umweltprüfung werden alle 
Schutzgüter hinsichtlich der Bedeutung der Bestandssituation, sowie der zu erwartenden Auswir-
kungen bei Verwirklichung der Planung untersucht. Grundlage hierfür stellt der Entwurf der Ände-
rung 8c des Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan (FNP) dar. Maßgeblich für die 
Bewertung der Umweltauswirkungen ist der Vergleich der bisher geplanten Darstellungen im wirk-
samen FNP (vorwiegend Bahnflächen und Gewerbe) gegenüber der neu geplanten Nutzung (Son-
derbaufläche Hochschule und Grünflächen).  
 
Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche bestehen im Wesentlichen darin, dass durch die ange-
strebte Nutzungsänderung zu einem Hochschulstandort eine Wieder- und Neuversiegelung auf den 
vorher rückgebauten Flächen erfolgt.  
Desweiteren ist bei dem Planungsvorhaben mit einem Verlust von Wald i.S.d. Waldgesetzes in ei-
nem Umfang von rund 3,20 ha verbunden. Da es sich um vorwiegend junge Sukzessionsstadien 
handelt, ist im Sinne des Schutzguts Fläche diese Wirkung als weniger nachteilig einzustufen als 
etwa das Vordringen einer neuen Siedlung in etablierten Waldflächen am Ortsrand. 
Da es sich um eine umfangreiche Wiedernutzbarmachung einer innerstädtischen Konversionsfläche 
handelt, sind insgesamt keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche zu 
erwarten. 
 
Im Änderungsbereich wird das Schadstoffpotential im Boden in Folge der baubedingten Bodenein-
griffe deutlich reduziert und somit ist von einer Schaffung gesunder Wohn-, Lebens- und Arbeitsver-
hältnisse auszugehen. Durch Neuversiegelung gehen die Bodenfunktionen verloren, aber insgesamt 
erhöht sich der Versiegelungsgrad nur wenig. Damit ist zusammengefasst von keinen erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden auszugehen. 
 
Auf der Konversionsfläche sind Bodensanierungen vorgesehen, welche sich positiv auf das Schutz-
gut Wasser auswirken. Es wird eine dezentrale Regenwasserbewirtschaftung angestrebt. Gleichzei-
tig nimmt die Flächenversiegelung voraussichtlich geringfügig zu, wobei die Dachflächen zum Teil 
zu begrünen sein werden. Wesentliche nachteilige Auswirkungen der geplanten Nutzungsänderun-
gen auf das Schutzgut Wasser sind insgesamt nicht erkennbar; die Auswirkungen der (Durchführung 
der) Planung können somit als nicht erheblich eingestuft werden. 
 
Die geplante Entwicklung im Änderungsbereich sieht neben universitären Einrichtungen auch Wohn-
nutzung (Studentisches Wohnen), Freizeitanlagen, sozialer Infrastruktur sowie die Ansiedelung von 
Forschungseinrichtungen vor. Gleichzeitig ist die Neuschaffung von Freiflächen und der Erhalt von 
wertvollen Vegetationsstrukturen geplant. Bei einer entsprechenden Bebauung ist von einer groß-
flächigen Versiegelung bzw. Überformung des aktuellen Vegetationsbestands auszugehen. Bereits 
im Vorfeld der baulichen Neugestaltung ist durch notwendige Bodensanierung, Altlastenbeseitigung, 
Rückbau etc. mit Beeinträchtigungen für das Schutzgut Pflanzen zu rechnen. Vermeidungsmaßnah-
men zur Verringerung der Beeinträchtigungen werden unter Beteiligung der zuständigen Natur-
schutzbehörden frühzeitig und sorgfältig auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung mit den Zielen 
des Biotop- und Artenschutzes abgestimmt. Möglichkeiten zum Erhalt ökologisch wertvoller Struk-
turen sind auf Ebene der Bebauungsplanung auszuloten und verbindlich zu regeln. Hohe Bedeutung 
für das Schutzgut weisen im Gebiet die standortgerechten Gehölzbestände mit Altbäumen sowie die 
geschützten Mager- und Halbtrockenrasen auf. 
 
Auch finden hier unterschiedliche Tierarten geeignete Habitate vor, wobei der Bereich aufgrund des 
sandigen Untergrundes insgesamt trockene und nährstoffarme Lebensraumbedingungen aufweist. 
Als Biotopverbundachse in Nord-Süd-Richtung sowie zum Dutzendteichareal im Osten kommt dem 
Grünzug entlang der Münchener Straße eine besondere Bedeutung zu.  
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Für das Gesamtgelände des ehemaligen Südbahnhofes wurde auf Bebauungsplanebene (Bebau-
ungsplanverfahren Nr. 4600) bereits eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) erarbeitet, 
in der die Auswirkungen der Planung auf die vorkommenden Arten prognostiziert und voraussichtlich 
erforderliche Maßnahmen festgesetzt wurden. In Änderungsbereich wurden unter anderem vier Fle-
dermausarten, Zauneidechsen sowie Vogelarten der (halb)offenen Landschaft wie Gebüschbrüter 
und Waldvögel und verschiedene Heuschrecken erfasst. Mit der Nutzungsänderung ist ein Verlust 
von Lebensstätten und die Gefahr der Tötung von Tieren verbunden. In Hinblick auf die streng ge-
schützten Tierarten werden die Auswirkungen der Planung und geeignete Maßnahmen zur Vermei-
dung von Verbotstatbeständen gem. § 44 BNatSchG gegenüber Fledermäusen, Reptilien (Zau-
neidechse) und Vögeln im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung in einer speziellen artenschutz-
rechtlichen Prüfung umfassend dargestellt. Insgesamt sind mit der (Durchführung der) Planung er-
hebliche nachteilige Auswirkungen für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt zu 
erwarten. In Lebensräume von Pflanzen und Tieren wird großflächig eingegriffen und diese werden 
großflächig überbaut. Damit sind der Verlust von Lebensstätten und die Gefahr der Tötung von Tie-
ren verbunden. Entsprechende Maßnahmen zu Schutz, Vermeidung, Verringerung und Ausgleich 
sind daher im nachfolgenden Bebauungsplan Nr. 4656 verbindlich zu definieren und zu regeln.  
 
Die Planung sieht eine vollständige Umnutzung des Änderungsbereichs als öffentlichen Universi-
tätsstandort vor, wodurch das Areal (für Erholungssuchende) erst nutzbar gemacht wird. Die ge-
plante Entwicklung im Gebiet umfasst neben dem Erhalt reizvoller Landschaftsbestandsteile die 
Schaffung neuer Grünflächen. Es sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutz-
gut Mensch / Erholung zu erwarten. Bei Durchführung der geplanten Nutzungsänderung wird hinge-
gen eine deutliche Verbesserung und Aufwertung der Erholungsfunktion erreicht. 
 
Auf den Änderungsbereich wirken verschiedene Lärmquellen aus der Umgebung ein. Schallemissi-
onen gehen von den angrenzenden Verkehrswegen und dabei insbesondere von der östlich des 
Gebiets verlaufenden Münchener Straße aus. Aber auch der Gewerbelärm von den zukünftigen 
Einrichtungen und auch Sport- und Freizeitgeräusche von den Sportanlagen in der zentralen Grün-
fläche.  
Zudem werden durch die Planung in Zukunft maßgebliche Geräuschemittenten entstehen. Auf der 
Münchener Straße ist im Zuge der geplanten Entwicklungen auf dem ehemaligen Südbahnhof die 
Rücknahme der derzeitigen zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 70 km/h auf die innerstädtische 
Regelgeschwindigkeit (50 km/h) u.a. auf dem für den Änderungsbereich relevanten Teilabschnitt 
vorgesehen. Der geplante Universitätscampus soll autoarm sein und wird sehr gut über den öffent-
lichen Nahverkehr erschlossen. 
Erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut menschliche Gesundheit durch Lärmimmis-
sionen sind zu erwarten. Diese Beeinträchtigungen sind durch die Umsetzung geeigneter aktiver 
und passiver Schallschutzmaßnahmen derart zu reduzieren, dass die Lärmwerte für gesundes 
Arbeiten und Wohnen im Tages- und Nachtzeitraum eingehalten werden können. Die Schallschutz-
maßnahmen sind auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung konkret zu definieren und verbindlich 
zu regeln. 
 
Dagegen ist von einer erheblichen Luftbelastung im Änderungsbereich oder durch die geplante Nut-
zungsänderung ist nicht auszugehen. Durch die (Durchführung der) Planung sind insgesamt keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft festzustellen. 
 
Die Nullvariante beschreibt die voraussichtliche Entwicklung der Umweltbereiche im Änderungsbe-
reich bei Nichtdurchführung der Planung. Derzeit wird der westliche Teil des Änderungsbereichs 
(„Annex“) gewerblich genutzt, während die restlichen Flächen fast vollständig rückgebaut wurden. 
Die so entstandenen Offenflächen liegen zum Teil brach, anderen Flächen wurden angesät und 
werden gepflegt. Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Gewerbenutzung wahrscheinlich 
bestehen bleiben und potenziell erweitert. Auf Grundlage des wirksamen FNP wäre die Aufstellung 
von entsprechenden Bebauungsplänen und eine Entwicklung von Bauflächen möglich. Die Ansied-
lung neuer gewerblicher Nutzungen wäre aufgrund der planungsrechtlichen Einstufung des Gebie-
tes (überwiegend Innenbereich nach § 34 BauGB) als sehr wahrscheinlich einzuschätzen. Die im 
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Zusammenhang mit der geplanten UTN konzipierte Pflege der nach dem Rückbau entstandenen 
Offenlandflächen würde eingestellt werden. 
Folglich wäre für die Vegetationsflächen, so sie nicht zu Gewerbeflächen entwickelt würden, lang-
fristig eine Gehölzsukzession zu erwarten. Die etablierten Gehölzstrukturen würden bei Nichtdurch-
führung der Planung in etwa dem Ausgangszustand entsprechend erhalten bleiben. Während sich 
die Brach- und Offenflächen sowie die jungen Pionierbestände und Vorwälder langfristig ebenfalls 
zu geschlossenen Gehölzbeständen entwickeln würden. Die wertvollen, nach § 30 BNatSchG ge-
schützten, Sandmagerrasen gingen aufgrund fehlender Pflege langfristig verloren: Bei über der 
Hälfte der nach § 30 BNatSchG geschützten Flächen handelt es sich um Bestände mit Silbergras, 
die im Zuge der Rückbauarbeiten entstanden sind und auf Bodenstörungen angewiesen sind, wäh-
rend gleichzeitig einige Sandmagerrasen bereits heute Verbuschung aufweisen. Durch die zu er-
wartende Gehölzsukzession würde der Lebensraum für Zauneidechse und Heuschrecken auf lange 
Sicht ebenfalls verloren gehen. Beendet würde bei Nichtdurchführung der Planung der Prozess der 
begonnenen Beseitigung von Altlasten bzw. schädlichen Bodenverunreinigungen (wobei einzelne 
Sanierungsmaßnahmen auch weiterhin stattfinden würden) und insgesamt die geordnete städtebau-
liche Neuordnung des Geländes. Langfristig positive Auswirkungen auf Schutzgüter durch Nicht-
durchführung der Planung sind nicht zu erwarten. Für das Schutzgut Mensch, menschliche Gesund-
heit / Lärm würde mit Beibehaltung einer gewerblichen Nutzung bzw. einer weiteren Verbrachung 
kein Bedarf für Schallschutz entstehen, dafür wäre aber mit einer Zunahme an Anlagengeräuschen 
im Gebiet und damit auch mit Beeinträchtigungen angrenzender Bereiche zu rechnen. Wie oben 
beschrieben wäre die Nichtdurchführung der Planung auch für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere 
kurzfristig vorteilhaft und es käme nicht zur Erfüllung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände. 
Wie oben beschrieben würden sich langfristig jedoch insbesondere die Lebensräume für die vor-
kommenden, besonders seltenen und wertvollen Arten des Offenlandes verkleinern und schließlich 
vollständig verloren gehen. Gegenüber der angestrebten Nutzungsänderung stellt sich die Nullvari-
ante für die Schutzgüter folglich nicht als uneingeschränkt positiv dar. Die bei Nichtdurchführung der 
universitären Umnutzung zu erwartende Ansiedelung von Gewerbe würde sich auch negativ auf die 
Schutzgüter Luft und Landschaftsbild auswirken. Erhaltenswerte Vegetationsstrukturen würden un-
ter Umständen nicht erhalten werden und das Landschaftsbild nicht einheitlich weiterentwickelt 
werden. Stattdessen würde es durch gewerbliche Nutzungen wie Hallen, Verkehrswege und Lager-
flächen zusätzlich beeinträchtigt. Dementsprechend wäre auch mit einer Zunahme der Luftbelastung 
zu rechnen. 
Negativ zu bewerten ist die Nullvariante auch für die Schutzgüter Boden und Wasser. Wie oben 
beschrieben, würde die Sanierung von Bodenverunreinigungen nicht abgeschlossen werden und 
Bodenverunreinigungen, die ggf. auch das Grundwasser verunreinigen, verbleiben bzw. bei Ansied-
lung von Gewerbe nur partiell auf den entwickelten Flächen erfolgen. Mit der Nullvariante würde das 
Gelände außerdem nicht für die Öffentlichkeit zugänglich und stattdessen eher eine Barrierewirkung 
zwischen Wohngebieten im Westen und dem Naherholungsgebiet Dutzendteich bilden. Sie ist für 
das Schutzgut Mensch / Erholung als negativ zu bewerten. 
 
 
Verfahrensablauf und Berücksichtigung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB  
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit mit öffentlicher Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
hat auf der Grundlage der Planungsvarianten zur 8. Änderung des FNP Nr. 13-FNP08-2a (Variante 
Wohnen) und -2b (Variante Gewerbe) jeweils vom 24.09.2015 in der Zeit vom 25.11.2015 bis ein-
schließlich 23.12.2015 stattgefunden. Diese fand, zeitgleich mit einer themenbezogenen elektroni-
schen Partizipation (ePa) statt. 
Über die Ergebnisse wurde im Stadtplanungsausschuss am 28.04.2016 berichtet. Eingegangene 
planungsrelevante Anregungen beziehen sich weitgehend auf die Flächen östlich der Brunecker 
Straße. Ein Bürger würde eine weitere U-Bahnhaltestelle der U1 im Gebiet der Verlängerung der 
Straßenbahn ins Gebiet vorziehen. Die Bedeutung einer guten verkehrlichen Anbindung des Quar-
tiers an die Gesamtstadt sowie das Umland wird herausgestellt. Die ausgeprägten Grünzüge in der 
Planung werden sehr positiv beurteilt. Bestehende Biotopstrukturen sollen erfasst, erhalten und in 
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ihrer Entwicklungsfähigkeit unterstützt werden. In diesem Zusammenhang wurde auf vorgezogene 
ceF-Maßnahmen verwiesen. 
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange (ToeB) gemäß 
§ 4 Abs.1 BauGB  
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 
1 BauGB hat auf der Grundlage der Planungsvarianten zur 8. Änderung des FNP Nr. 13-FNP08-3a 
(Variante Wohnen) und -3b (Variante Gewerbe) jeweils vom 24.05.2016 in der Zeit vom 01.06.2016 
bis einschließlich 01.07.2016 stattgefunden. 
Bei den Beteiligten besteht überwiegend Einvernehmen mit der Planung. Dissens existiert lediglich 
zu Details östlich der Brunecker Straße. Dazu gehört auch der Wunsch der Messe Nürnberg, Flä-
chen für ihre potenzielle Erweiterung im Bereich der ökologischen Ausgleichsfläche „Lichtenreuth 
naturnah“ vorzusehen. Die Ergebnisse der frühzeitigen Behördenbeteiligung werden, sofern erfor-
derlich, mit den jeweiligen Fachdienststellen abgestimmt und abgewogen (siehe Planrechtfertigung/ 
Auswirkungen/ Abwägung Punkt I.6.). Anregungen, welche aufgrund ihres Detaillierungsgrades 
keine FNP-Relevanz haben, wurden an die Ebene der Bebauungsplanung weitergegeben. 
 
Herauslösung und Einleitung des Änderungsverfahrens zur 8c. Änderung des FNP: Bereich Brun-
ecker Straße, Technische Universität Nürnberg    
Der Stadtrat der Stadt Nürnberg hat in der Sitzung vom 04.03.2020 die Herauslösung des Verfah-
rens Nr. 8c beschlossen und den Entwurf eingeleitet. Dies wurde im Amtsblatt Nr. 6 vom 18. März 
2020 ortüblich bekanntgegeben. 
 
Billigung zur Änderung 8c des FNP und Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 
2 BauGB 
Die öffentliche Auslegung wurde im Stadtrat am 27.09.2023 beschlossen und im Amtsblatt Nr. 22 
vom 25. Oktober 2023 bekanntgemacht. 
 
Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange (ToeB) gemäß § 4 Abs.2 
BauGB sowie öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zur Änderung 8c des FNP 
fand in der Zeit vom 02.11.2023 bis einschließlich 04.12.2023 parallel zur öffentlichen Auslegung 
statt. 
Es gingen 20 Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange ein, davon 
17 Stellungnahmen ohne Einwendungen bzw. mit Hinweisen, die entweder keine spezifische Signi-
fikanz für das Planungsgebiet aufweisen oder erst im Rahmen der Umsetzungsebene oder Rahmen 
der Erschließungsplanung zu beachten sind. Zwei weitere Stellungnahmen (Planungsverband Re-
gion Nürnberg und Regierung von Oberfranken) mit relevanter Einwendung bezog sich auf das 
Thema Waldfläche im Sinne des Regionalplanes, welches mit den darin enthaltenen Zielen zum 
Walderhalt kollidiere. Die beanspruchte Fläche wird auf Ebene des Bebauungsplanes ausgeglichen. 
Die dritte Stellungnahme (Wasserwirtschaftsamt Nürnberg) bezog sich neben generellen Aspekte, 
wie Bodenbelastung aufgrund von Schadstoffen auf die Thematik, dass die Schmutzfrachtberech-
nung nicht auf den aktuellen Entwurf angepasst sei. Dieser Punkt wurde bilateral zwischen SUN und 
dem WWA beigelegt, da dieser im bisherigen Schriftverkehr sehr wohl berücksichtigt worden ist und 
dem WWA auch vorliegt. 
Aus der Öffentlichkeit ging keine Stellungnahme ein. 
 
Prüfung der Stellungnahmen und abschließende Behandlung und Feststellungsbeschluss  
Die Stellungnahmen zu dieser Planung aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange und der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden eingehend geprüft. Die Prüfung der 
Stellungnahmen, die sich ausschließlich mit Belangen von Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange auseinandersetzte, wurde ausführlich in der Entscheidungsvorlage zum Feststellungs-
beschluss und der dazugehörigen Anlage vorgenommen.  
Die Prüfung durch den Stadtrat erfolgte in der Sitzung vom 28.02.2024. Die Würdigung der einzelnen 
Belange führte nicht zu einer Änderung der Planung. In gleicher Sitzung hat die Stadt Nürnberg mit 
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Beschluss des Stadtrats den Flächennutzungsplan Änderung 8c: Bereich „Brunecker Straße, Tech-
nische Universität Nürnberg“ festgestellt.  
 
Mit Bescheid Nr. 34 - 4621-4-10-219 vom 07.05.2024 hat die Regierung von Mittelfranken den Flä-
chennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan, Änderung 8c: „Bereich Brunecker Straße, 
Technische Universität Nürnberg“ genehmigt.  
Die Genehmigung wurde im Amtsblatt der Stadt Nürnberg Nr. 14 vom 03.07.2024 ortsüblich bekannt 
gemacht.  
 
Nürnberg, 03.07.2024 
Stadtplanungsamt  
 
 
 
Dengler  
Leiter Stadtplanungsamt 
 


